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5.3.1933: „Gegen Hitler-Papen! 
Gegen Gewalt! Terror! Autarkie-
Wahn!“ Sie bezeichneten die 
Nazis zudem als „Totfeinde der 
Demokratie!“, deren Wahl be-
deutete „Selbstmord“.

Nicht nur in den Texten, auch 
bei den Abbildungen, die den 
Artikeln der „Traeger“-Kritiker 
beigefügt sind, wird den Lesen-
den dessen Nähe zu rechten Po-
sitionen suggeriert. 

Irreführend ist im Hinblick auf 
M. Traeger und die Hamburger 
Liberalen z.B. das von B. Nette 
u.a. in der HLZ veröffentlichte 
Plakat mit der Forderung nach 
einem Ende der Entnaziizie-
rung. Auch hier wird wieder eine 
Nähe M. Traegers zur behaup-
teten „Renaziizierung“ sugge-
riert. Und wieder verschweigen 
die Kritiker dabei eine ihnen 
bekannte Tatsache. Denn tat-
sächlich war es gerade die Ham-
burger FDP, die im Gegensatz 
zu anderen Landesverbänden 
innerhalb der Gesamtpartei of-

fensiv dafür eintrat, die Entnazi-
izierung bis zur Erledigung aller 
Fälle durchzuführen. 

Aber zur Stützung der These 
von einer Renaziizierung war 
es wohl zu verführerisch, (auch) 
hier den Stand der historischen 
Forschung auszublenden. Un-
ter dem Vorsitzenden Traeger 
sprach die „Gesellschaft der 
Freunde“ sich zwar für eine „Ju-
gendamnestie“, aber nicht gegen 
die Entnaziizierung, sondern im 
Gegenteil für deren Beschleuni-
gung aus.

Ein Exempel für eine gewisse 
Unbelehrbarkeit mancher Kolle-
gen bietet die von ihnen (im An-
schluss u.a. an U. Schmidt vom 
DL) immer wieder behauptete 
Möglichkeit einer Alternative 
zur Gleichschaltung der „Gesell-
schaft der Freunde“. Dazu füh-
ren sie unverdrossen das Beispiel 
des „Allgemeinen Deutschen 
Lehrerinnenverbandes“ (ADLV) 
an, der 1933 angeblich eine 
Gleichschaltung „verweigerte“ 

und sich angeblich gegen den 
Willen der Nazis aulöste. Mu-
tig waren die Frauen zweifellos, 
aber unsere Kollegen wissen seit 
langem, dass die Selbstaulösung 
des ADLV (und in Hamburg von 
acht weiteren Lehrervereinen!) 
Absprachen (seit dem 8.4. 1933) 
mit den Nazis und deren Vorga-
ben folgte. 

Bereits am 20. April 1933 sah 
der ADLV sich gezwungen, ei-
nen Eintritt seiner Teilverbände 
in den NSLB vorzubereiten, „die 
zusammenfassende Organisation 
aber aufzulösen.“ Die Nazis hat-
ten auch an einer gleichgeschal-
teten Frauenorganisation wie 
dem ADLV kein Interesse. Eine 
eigenständige Selbstaulösung 
auch der „Gesellschaft“ und ih-
rer Unterorganisationen hatten 
Nazis hingegen als „unmöglich“ 
ausgeschlossen. 

JÖRG BERLIN

Weitere Informationen:
berlin.joerg@hamburg.de
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‚Blinde Flecken‘ 
werden erforscht
Forschungsprojekte zur Gleichschaltung und zu 
den Unvereinbarkeitsbeschlüssen auf den Weg 
gebracht

Die Geschichte der GEW 
Hamburg ist zum Teil intensiv 
beforscht und dabei erinnerungs-
politisch auch heftig umstritten. 
Zugleich existieren aber auch 

noch „blinde Flecken“, die we-
nig erforscht und (fast) verges-
sen sind. Dies nimmt der Lan-
desverband zum Anlass, zwei 
Forschungsprojekte auf den Weg 

zu bringen. Eines beschäftigt 
sich mit der Gleichschaltung der 
GEW-Vorläuferorganisation Ge-
sellschaft der Freunde 1933, ein 
weiteres mit der Rolle der GEW 
Hamburg bei den Unvereinbar-
keitsbeschlüssen im Kontext 
der Berufsverbote in den 1970er 
Jahren.

Forschungsauftrag zur
Gleichschaltung der
Gesellschaft der Freunde 
(GdF)

Im Kontext der Diskussionen 
um die Rolle Max Traegers, 
des ersten Bundesvorsitzenden 
sowie Vorsitzenden der Gesell-

 

„Den ADLV als eine zusammenfassende Organisation aber aufzulösen.“ Aus dem Geschäftsbericht der 

Vorsitzenden des ADLV, Emmy Beckmann, vom 7.5.1933
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schaft der Freunde und der GEW 
Hamburg, hatte der Landesver-
band bereits 2017 beschlossen, 
sich mit weiteren Fragen zu ei-
genem Geschichte zu beschäfti-
gen. Eine dieser Fragestellungen 
ist, ob die Gleichschaltung der 
Gesellschaft der Freunde 1933 
eine ‚zwangsweise‘ war, wie es 
auf einer Tafel der Kulturbehör-
de am Curiohaus steht.

Dieses Projekt wurde nun in 
Zusammenarbeit mit dem Ver-
antwortlichen der Kulturbehör-
de für Gedenkkultur, der For-
schungsstelle für Zeitgeschichte 
an der Uni Hamburg sowie en-
gagierten GEW-Mitgliedern auf 
den Weg gebracht.

Übergeordnet ist die Frage, 
ob der Tafeltext auf Grund der 
Forschung seit ca. 2003 neu zu 
bewerten ist. Beforscht wird, wie 
sich die GdF und ihr Vorstand 
in der Weimarer Republik und 
im Prozess der Gleichschaltung 
im Vergleich mit anderen Ham-
burger Lehrerverbänden bzw. 
Gewerkschaften gegenüber der 
NS-Ideologie und NS-Politik 
verhielten. 

Als Forscher konnten wir Dr. 
Marcel Bois gewinnen. Marcel 
Bois ist assoziierter Wissen-
schaftler an der Forschungsstelle 

für Zeitgeschichte in Hamburg. 
Er promovierte am Zentrum für 
Antisemitismusforschung der 
TU Berlin. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind Historische 
Kommunismusforschung, Ge-
schichte der Arbeiterbewegung 
und anderer sozialer Bewegun-
gen. Die Arbeit soll bis Anfang 
2019 vorliegen. Auf Grundlage 
der Forschungsarbeit werden wir 
in Diskussionsveranstaltungen 
wie auch in den Gremien darüber 
reden, ob und welche Schlüsse 
wir daraus ziehen.

Forschungsprojekt zu den 
Unvereinbarkeitsbeschlüssen 
der GEW Hamburg 

Die Unvereinbarkeitsbe-
schlüsse waren ein Ergebnis von 
politischen Konlikten innerhalb 
der GEW und führten zum Aus-
schluss von Mitgliedern kom-
munistischer Parteien. Bei der 
Veranstaltung „45 Jahre Berufs-
verbote“ 2017 haben wir festge-
stellt, dass das Thema Unverein-
barkeitsbeschlüsse in der GEW 
Hamburg weder ausreichend 
beforscht ist noch zur Vita der 
Betroffenen Arbeiten vorliegen. 
25 Kolleg_innen waren damals 
betroffen. Einerseits hat sich die 
GEW bereits für ihr Verhalten 

damals entschuldigt, anderer-
seits steht eine wissenschaftliche 
Aufarbeitung des Themas noch 
aus. 

Nun wurde ein Forschungs-
projekt in Auftrag gegeben, das 
aufarbeiten soll, wie die GEW 
Hamburg mit den Unverein-
barkeitsbeschlüssen umging. 
Welche Gruppen waren betrof-
fen? Reichte die Mitgliedschaft 
oder war das konkrete Verhalten 
ausschlaggebend? Wie sah der 
weitere Lebensweg der Betrof-
fenen aus? Hier werden wir als 
Landesverband versuchen, auch 
Kontakt zu diesen Personen zu 
bekommen.

Als Forscherin konnten wir 
Alexandra Jaeger gewinnen. 
Alexandra Jaeger hat vor kur-
zem ihre Dissertation zum The-
ma „Berufsverbote in Hamburg“ 
eingereicht und das Promotions-
verfahren abgeschlossen. Sie 
arbeitete im Fachbereich Ge-
schichte an der Uni Hamburg. 
Die Arbeit soll bis Ende 2018 
vorliegen und wir werden dann 
eine Veranstaltung durchführen.

ANJA BENSINGER-STOLZE,
FREDRIK DEHNERDT,

SVEN QUIRING

Sprechstunde zu Fragen der Berechnung der Arbeitszeit (KSP) für 
GEW-Mitglieder in schulischen Personalräten 
wird fortgesetzt

Die GEW bietet zum Thema KSP/Lehrer_innenarbeitszeit (Wochen-
stunden-Bilanz) auch eine Sprechstunde an. In der KSP-Sprechstunde 
soll den GEW-Mitgliedern in den Personalräten die Möglichkeit gebo-
ten werden, die aus der jeweiligen  Schule vorliegenden KSP-Unterla-
gen zu analysieren, zu erläutern und Fragen zu klären bzw. zu formu-
lieren.

Die Sprechstunde wurde bis 2017 von Hans Voß durchgeführt, dem 
wir an dieser Stelle ganz herzlich für seine Arbeit danken! Im neuen 
Jahr wird die Sprechstunde von Petra Demmin übernommen, worüber 
wir uns sehr freuen. Petra war Schulleiterin an der Heinrich-Wolgast 
Schule.

Die nächsten Termine sind (jeweils 15-17 Uhr in der GEW Ge-
schäftsstelle): Di. 03.04.2018, Di. 15.05.2018, Di. 05.06.2018

Da die Analyse einzelner KSPs u. U. zeitintensiv sein kann und um längere Wartezeiten zu vermei-
den, bitten wir um eine Email-Anmeldung unter ksp@gew-hamburg.de.


